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Europas eigene Energie
Energieversorgung: Welche Alternativen hat Europa?

Wladimir Putins völkerrechtswidrige Annexion der Krim und der mögliche Staatszerfall der Rest

ukraine haben den Europäern einmal mehr ihre Ohnmacht, weil Abhängigkeit von Russlands Ener

gielieferungen, vor Augen geführt. Trotz politischer Rhetorik, diese Schwäche zu beseitigen, wird 

die gegenseitige Energieabhängigkeit auf absehbare Zeit bestehen bleiben, könnte aber, nicht 

zuletzt dank der erneuten Krise, merklich verringert werden.

Dritte Krise, dritte Chance

Die jüngste Geschichte zwischen der 
ehemaligen Sowjetrepublik und Russland 
ist geprägt von Auseinandersetzungen 
um Energielieferungen. Moskau sitzt da-
bei immer wieder am längeren Hebel. Der 
staatlich gelenkte Konzern Gazprom kann 
unter anderem Forderungen für bisherige 
Lieferungen machtpolitisch instrumenta-
lisieren und Kiew damit drohen, den Hahn 
abzudrehen, falls das bankrotte Land sei-
ne Schulden nicht begleicht.

Viele Länder Europas machen sich Sor-
gen, dass die Krise in der Ukraine ihre 
eigene Energiesicherheit gefährdet. Im-
merhin beziehen die Europäer ein Drittel 
ihrer Gasversorgung aus Russland, die 
Hälfte davon wird über das Transitland 
Ukraine geliefert. Es besteht die Gefahr, 
dass Kiew – wie schon 2006 – seine eu-
ropäischen Freunde wieder in die Solida-
ritätspflicht nimmt, indem es im Fall eines 
russischen Lieferstopps die für Europa 
bestimmten Energielieferungen bean-
sprucht. Während die Versorgung 
Deutschlands im Januar 2006 von der 
ersten Krise um russische Energieliefe-
rungen an die Ukraine nicht beeinträchtigt 
wurde, gab es im Januar 2007 größere 
Aufregung, als in der Weißrusslandkrise 
die Zufuhr russischen Erdöls durch die 
Druzhba-Pipeline nach Deutschland un-
terbrochen wurde.

Schon damals war der rhetorische Ta-
tendrang groß, Journalisten forderten und 
Politiker gelobten, das Problem der Ener-
gieabhängigkeit zu lösen. Doch selbst Eu-
ropas Ziel, einen einheitlichen und zuver-
lässigen EU-Binnenmarkt für Strom und 
Gas sicherzustellen, bleibt nach wie vor 
eine Wunschvorstellung; sie sollte endlich 
realisiert werden. Einer der Haupt-
schwachpunkte des europäischen Ener-
giemarktes ist immer noch die fehlende 

Integration der nationalen Energiemärkte, 
insbesondere der Strommärkte.
 
Ebenso wenig gibt es im Außenverhältnis 
eine gemeinsame europäische Ener-
giepolitik. Mittels exklusiver bilateraler Ab-
kommen mit europäischen Unternehmen 
kann Moskau nach wie vor seine Energie-
macht nutzen, um die Nachfragekonkur-
renz um den Zugang zu russischen Ener-
gieressourcen zu verschärfen und damit 
auch die Staaten und Energieunterneh-
men Europas gegeneinander auszuspie-
len. Dem Kreml ist es gelungen, mit sei-
nen Pipelineplänen (Blue Stream) die eu-
ropäischen Anstrengungen zur Diversifi-
zierung (Nabucco) zu untergraben.

Lösungsversuche aus der 
gegenseitigen Abhängigkeit

Im Licht der gegenseitigen Abhängigkei-
ten zwischen Russland und Europa er-
scheinen westliche Drohungen widersin-
nig, durch den Verzicht auf Öl- und Gas-
importe das russische Regime an seiner 
empfindlichsten Stelle treffen zu wollen. 
Gleichwohl ist zu hoffen, dass die Euro-
päer diese Krise nutzen werden, um ihre 
Abhängigkeit von Energieimporten zu ver-
ringern. Obschon dazu längerfristige An-
strengungen nötig sind, ist es höchste 
Zeit, damit anzufangen. Denn auch die 
russische Führung ist inbegriffen, sich 
schrittweise aus der gegenseitigen Ab-
hängigkeit mit Europa zu lösen.

Es ist richtig, dass Moskau selbst in der 
Zeit des Kalten Krieges stets ein zuverläs-
siger Energielieferant war. Auch heute 
bleibt die russische Führung gut beraten, 
ihre wichtigsten Abnehmer in Westeuropa 
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nicht zu verprellen. Denn die Stabilität des russischen Re-
gimes, dessen sozial- und wirtschaftspolitischen Leistungen 
für seine Bürger viel zu wünschen übrig lassen, hängt we-
sentlich von den Einnahmen aus den Energieexporten ab. 
Sollten die verkauften Mengen an Öl und Gas oder der dafür 
veranschlagte Preis spürbar sinken, wäre auch Putins auto-
kratische Herrschaft massiv gefährdet. Die russische Füh-
rung wird deshalb versuchen, ihre Kundschaft zu erweitern. 
Neben den Europäern sollen künftig auch energiebedürftige 
asiatische Länder mit russischen Rohstoffen versorgt und 
damit Einnahmen und Regime dauerhaft gesichert werden.

Insbesondere China, dessen wirtschaftliche Entwicklung 
von Energieimporten abhängt, hat ein vitales Interesse, sei-
ne Energielieferungen zu diversifizieren. Da Chinas Versor-
gung aus Afrika und dem Mittleren Osten vielerorts (etwa 
an der Straße von Malakka, eine Meerenge in Südostasien) 
durch die USA blockiert werden können, ist das Reich der 
Mitte um Alternativen bemüht. Es kommt nicht von unge-
fähr, dass der 2013 gewählte chinesische Staats präsident 
Xi Jinping seinen ersten Auslandsbesuch dem russischen 
Machthaber Putin abstattete, um die Wirtschaftsbeziehun-
gen zu verbessern.

Die Strategie des vom Kreml gelenkten Pipelinekonzerns 
Transneft ist schon seit geraumer Zeit nach Asien gerichtet, 
um die Pazifikregion, insbesondere China, Südkorea und 
Japan mit Öl zu beliefern. Über die Eastern Siberia-Pacific 
Ocean (ESPO) Pipeline bezieht China mittlerweile schon 
mehr Öl aus Russland als Deutschland. Im Februar 2014 
präsentierte Transneft Pläne, in den nächsten sechs Jahren 
knapp 10 Mrd. Dollar zu investieren, um die Kapazität der 
ESPO-Pipeline zu verdoppeln. 

Die Ausweitung der Pipeline-Kapazitäten ist nötig, um die 
auf 25 Jahre angelegte, 270 Mrd. Dollar umfassende Verein-
barung zwischen dem russischen Öl-Giganten Rosneft und 
der chinesischen China National Petroleum Corporation 
(CNP) umzusetzen. Auch der staatlich gelenkte Energiekon-
zern Gazprom plant, eine Pipeline nach China zu bauen. 
Vielleicht werden die entsprechenden Verträge schon im Mai 
2014 beim anstehenden China-Besuch Putins unterzeichnet.

Die immensen Investitionen kann insbesondere China auf-
bringen. Zumal das Reich der Mitte seit der von den USA 
verursachten Wirtschafts- und Finanzkrise damit begonnen 
hat, sich von der Interdependenz mit den USA zu lösen, 
zunehmend Währungsreserven aus der »Dollar-Falle« nimmt 
und die eigene Währung behutsam internationalisiert. Auch 
Moskau hat ein schon seit Längerem bekundetes Interesse, 
den Dollar als einzige Weltleitwährung abzulösen, um ein 
multipolares Währungssystem zu etablieren. China und 
Russland könnten dazu beitragen, indem sie ihre Handels-
geschäfte über ihre Währungen (zunächst in Form von 
Swaps) abwickeln.

Höhere Energiepreise absehbar

Egal über welche Währung diese Transaktionen beglichen 
werden, Konkurrenz wird das russische Öl- und Gasge-
schäft beleben. Die Europäer müssen langfristig mit höheren 
Preisen rechnen. Auch die Aussicht auf billiges, in großen 
Mengen durch unkonventionelle Fördermethoden wie Fra-
cking gewonnenes Erdgas aus den USA bietet keine Pers-
pektive. Geopolitisch fixierte Kommentatoren, die ein trans-
atlantisches Gegengewicht zu Russlands Energiemacht for-
dern, übersehen wirtschaftliche Zusammenhänge. Es fehlt 
hüben wie drüben an aufwändiger Infrastruktur, die es er-
möglicht, Erdgas für Transportzwecke zu verflüssigen bzw. 
wieder in Gasform zu verwandeln. Ob die enormen Investi-
tionen für Kapazitäten im Bereich des Liquefied Natural Gas 
(LNG) getätigt werden, ist in freien Marktwirtschaften eine 
Frage des Preises. Anders als die staatlich gelenkten Ener-
giekonzerne Russlands, die ihre Geschäftsbeziehungen 
häufig geopolitischen Zielen des Kremls unterordnen müs-
sen, können amerikanische Firmen nicht dazu gezwungen 
werden, in weniger aussichtsreiche Projekte zu investieren. 
Auch können sie nicht dazu angehalten werden, Gas nach 
Europa zu liefern, wo sie (nicht zuletzt aufgrund der derzei-
tig noch variablen Preispolitik Russlands) sehr viel weniger 
erhalten würden, als die Asiaten zu zahlen bereit sind. 

Des Weiteren gibt es auch noch eine politische Hürde: Ener-
giehungrige amerikanische Industriezweige, die durch ver-
stärkte Gasexporte ihren gegenwärtigen Standortvorteil bil-
liger Energiekosten verlieren würden, werden massiven po-
litischen Einfluss nehmen, um Exportlizenzen zu verhindern, 
mit der wirkmächtigen Begründung den »Wirtschaftsauf-
schwung«, ja die sogenannte »Reindustrialisierung« der wirt-
schaftlich weiterhin angeschlagenen Weltmacht nicht zu 
gefährden. Es ist nicht auszuschließen, dass die USA, die 
aufgrund ihrer ausgeprägten Energieabhängigkeit bislang 
darum bemüht waren, Energiebeziehungen multilateralen 
Regeln unterzuordnen, im Vertrauen auf ihre erhoffte »Ener-
gieunabhängigkeit« nunmehr selbst zu protektionistischen 
Tendenzen verleitet werden. 

Schließlich bleibt abzuwarten, ob sich der »Ölrausch« in 
den USA bei nüchterner Ex-post-Betrachtung nicht doch 
noch als Blase herausstellt. Zum einen ist zu befürchten, 
dass das billige Geld der US-Notenbank (Stichwort: quan-
titative Lockerung) auch im Energiebereich bereits zu Fehl-
allokationen geführt hat. Viele kleinere Pionierunternehmen 
die von Private-Equity-Firmen finanziert und vertraglich zu 
Mindestmengen verpflichtet wurden, können aufgrund des 
gegenwärtigen Überangebots und Preisverfalls nicht mehr 
ihre Investitions- und Produktionskosten decken. Die meis-
ten Pioniere werden sich wirtschaftlich zu Tode »fracken«. 
Wie in neuen Märkten üblich, wird sich auch der Fra-
cking-Markt bereinigen, wenige größere Anbieter werden 
übrig bleiben. Die Preise werden dann wieder steigen, zu-



ifo Schnelldienst 9/2014 – 67. Jahrgang – 15. Mai 2014

5Kommentar

mal auch die konventionelle Gasförderung bereits merklich 
abgenommen hat.

Marktversagen beheben

Anstatt sich in Sicherheit (der Abnahmeabhängigkeit Russ-
lands von Europa) zu wiegen oder auf amerikanische Ener-
gie-Care-Pakete zu warten, sollte Europa sich ernsthafte 
eigene Gedanken machen, seine Energieabhängigkeit zu 
vermindern. Neben der Diversifizierung der Energieanbieter 
und Energieträger, insbesondere der weiteren Förderung er-
neuerbarer Energien, ist Energiesparen, also Reduzierung 
der Nachfrage, zukunftsweisend.

Alle Möglichkeiten, die Energieanbieter zu diversifizieren, 
sind begrenzt und eher langfristig umsetzbar. Europa sollte 
sich klar machen, dass etwa Gaslieferungen aus Aserbaid-
schan, Irak, Iran oder Nordafrika wegen der politischen Un-
wägbarkeiten und wirtschaftlichen Hürden wenn überhaupt, 
nur eine langfristige Option darstellen. Des Weiteren ist zu 
erwarten, dass die Förderung fossiler Rohstoffe in Norwe-
gen, Großbritannien und in den Niederlanden eher sinken 
als steigen wird. 

Umso ratsamer ist es, die Energieträger zu diversifizieren 
und dabei vor allem auf heimische Wertschöpfung zu setzen. 
Zwar könnte (aus den USA importierte) Kohle helfen, bei der 
Stromerzeugung Gas zu ersetzen. Doch die Umweltbilanz 
ist bei den gegenwärtigen technischen Standards noch pro-
blematisch. Trotz aller Schwierigkeiten und vielfältigen Re-
formbedarfs weist die deutsche Energiewende in die richti-
ge Richtung. Erneuerbare Energien sind Energieträger der 
Zukunft. Dank der Produktion von Energie aus Sonne, Wind, 
Biomasse und Erdwärme ist der Bedarf an russischem Erd-
gas zur Verstromung bereits merklich gesunken.

Märkte können die Herausforderungen durch die Macht der 
Anbieter fossiler Energien, den Klimawandel und das Prob-
lem unzureichender Forschung ebenso wie die mit hohen 
Ölpreisen verbundenen Verteilungsfragen nicht ohne politi-
sche Flankierung lösen. Marktunvollkommenheiten wie oli-
gopolistische Marktstrukturen und die Nichtberücksichti-
gung negativer externe Effekte wie CO2-Belastung und po-
sitive externe Effekte der Forschung und Entwicklung recht-
fertigen, ja sie erfordern, staatliche Eingriffe.

Um das – allen öffentlichen Gütern wie Innovation – inhä-
rente Marktversagen zu beheben, könnten innovationsori-
entierte europäische Regierungen verstärkt die Forschung 
und Entwicklung von energieeffizienzsteigernden Techniken 
und erneuerbaren Energien fördern. Aufgrund seiner Pio-
nierrolle in den Bereichen Energieeffizienz und Energietech-
nik sollte Deutschland durch staatliche Forschungsförde-
rung seinen Vorsprung bei energietechnologischen Innova-

tionen ausbauen und wirtschaftlich nutzen. Dadurch würden 
nicht nur neue volkswirtschaftliche Wachstumsimpulse ent-
stehen, sondern auch die Energieversorgungssicherheit der 
Verbraucherländer verbessert, der Treibhauseffekt einge-
dämmt und die Machtverhältnisse in den Weltenergiemärk-
ten neu austariert.

Ressourcenfluch und Regime(in)stabilität

Auch jene Länder, die noch über üppige Reserven verfügen, 
sollten sich angesichts der Korruption im Falle staatlich do-
minierter Rohstoffausbeutung und der grassierenden Hol-
ländischen Krankheit Gedanken über alternative wirtschaft-
liche Wertschöpfung machen, um dem sogenannten Res-
sourcenfluch zu entgehen. Aus Rohstoffreichtümern könn-
ten Entwicklungshilfefälle werden. Wer weiß, vielleicht wird 
künftig nicht ein energiepotentes Russland, sondern eine 
zerfallende russische Autokratie den Westen vor noch grö-
ßere Herausforderungen stellen. 

Derzeit kann Putin von der mangelnden »Output-Legitima-
tion«, der Schwäche seiner Regierung im sozialen und wirt-
schaftlichen Bereich, noch durch eine anti-westliche Propa-
ganda ablenken. Die unbefriedigten Grundbedürfnisse sei-
ner Bevölkerung nach sozialer und ökonomischer Sicherheit 
werden durch Konsum einer bewährten Massendroge über-
kompensiert: Nationalismus, der durch Abgrenzung von äu-
ßeren Feinden geschaffen wird. Der Westen muss als Sün-
denbock für die eigenen Reformversagen und Missstände 
herhalten.

Die Androhung von Wirtschaftssanktionen ermöglicht es 
Putin umso mehr, ein patriotisches Wir-Gefühl zu schaffen. 
Sanktionen im Energiebereich schaden Europa selbst – un-
mittelbar und auf lange Sicht: Sie bestärken Putin darin, 
seine nach Asien gerichtete Diversifizierungsstrategie mit 
noch größerer Dringlichkeit zu forcieren. 

Die USA und europäischen Staaten sollten sich kritisch hin-
terfragen, ob ihre ohnehin schwierigen Bemühungen um 
gemeinsam getragene Sanktionen eher außen- oder innen-
politisch motiviert sind: Können sie wirklich das Verhalten 
des Machthabers im Kreml beeinflussen, oder sind sie viel-
mehr an die eigene Öffentlichkeit adressiert, um die eigene 
Handlungsschwäche zu kaschieren? Anstatt der symboli-
schen Politik, die Putin hilft, die Unterstützung seiner Lands-
leute wiederzugewinnen, wäre es wohl besser, die derzeit 
noch ausgeprägte Abhängigkeit einzugestehen und diese 
erneute Krise zu nutzen, um die eigene (intellektuelle) Ener-
gie Europas in zukunftsgerichtete Bahnen zu lenken.


